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Meinungen
Freitag, 14. August 2020

Thoma Zemp

Eigenartiges passiert momentan in
der Stadt Zürich: SP, Grüne und AL
sind gegen das Fussballstadion und
dieWohnbauten auf dem Hardturm-
Areal – doch gegen das Projekt mit
dem Namen «Ensemble» ankämpfen
werden nur die Grünen.

Die drei Parteien haben die Nein-Pa-
role zum Gestaltungsplan beschlos-
sen, über den die Stadt am 27. Septem-
ber abstimmt. Bei der SP hat der
46-köpfige Parteivorstand diesen
Entscheid am Mittwochabend gefällt
– mit einer deutlichen Mehrheit, wie
Co-Präsident Oliver Heimgartner sagt.
Anträge auf Stimmfreigabe oder gar
auf einen Parolenverzicht hatten nicht
die geringste Chance.

Die drei linken Parteien haben in der
Stadt die Übermacht: Die SP kam bei
den Gesamterneuerungswahlen 2018
auf einenWähleranteil von 32,7 Pro-
zent, die Grünen erreichten 12 Prozent,
die AL 7,9 Prozent. Zusammen ver-
einen sie 52,7 Prozent aller Stimmen.
Im Gemeinderat können sie agieren,
wie sie wollen – zum grossen Frust
von FDP und SVP.

Vor allem der Entscheid der grössten
Partei der Stadt zur Stadionabstim-
mung erstaunt und verwirrt. Die SP
hat sich in der Stadionfrage schlicht
verrannt. Kurz vor der ersten Abstim-
mung 2018 präsentierten SPler rund
um Nationalrätin Jacqueline Badran
einen Alternativplan. Sie wollten
verhindern, dass die Stadt für den
Stadionbau günstiges Land an die
Credit Suisse abtritt. Sie solle das
Stadion selbst finanzieren – obwohl
das Stimmvolk 2013 abgelehnt hatte.

Zuerst gab sich die SP als faire Verlie-
rerin. Der damalige Präsident Marco
Denoth sagte: «Wir werden dem
Stadionprojekt keine Steine mehr in
denWeg legen.» Nun aber hat der
Parteivorstand, dem Denoth immer
noch angehört, in einer Kehrtwende
die Nein-Parole beschlossen.

Dennoch will sich aus der SP offenbar
niemand mit den heutigen Stadion-
gegnern einlassen. Diese verfolgen vor
allem ihre Eigeninteressen: Sie wollen
das kleine Paradies erhalten, das sie in
den letzten Jahren auf der Stadionbra-
che aufgebaut haben.

So erstaunt es wenig, dass sich kein
Aushängeschild der SP bei der Sta-
dionfrage exponieren will. Co-Präsi-
dent Heimgartner hat dafür eine
Ausrede parat: mit der Velorouten-Ini-
tiative und der Vorlage, die dem Stadt-
rat mehr Kompetenzen bei Liegen-
schaftskäufen einräumen wolle, stelle
seine Partei beim kommenden Urnen-
gang zwei zentrale sozialdemokrati-
sche Anliegen ins Zentrum, die aus
den eigenen Reihen kämen.

Die Stadion-Freunde sind trotz der
Nein-Parolen der drei linken Parteien
zuversichtlich, die neue Abstimmung
mit einem besseren Resultat als 2018
zu gewinnen. Damals lag der Ja-Stim-
men-Anteil bei 53,7 Prozent – was als
eher knapp einzustufen ist. Ihre
Zuversicht begründen die Befürworter
mit Umfragen – die letzte führten sie
kurz vor den Sommerferien durch.
Ihre Kampagne, die nächsteWoche
startet, setzt auf den Slogan: Wer das
erste Mal Ja gesagt hat, sagt auch das
zweite Mal Ja.

Und doch gibt es ein paar Unwägbar-
keiten in diesem Abstimmungskampf.
So präsentieren sich die beiden Zür-
cher Fussballclubs in einem desolaten
Zustand: Der FCZ schlitterte fast in
den Abstiegskampf, GC schaffte den
Aufstieg nicht. Zudemwurde GC nach
China verkauft. Und in Corona-Zeiten
könnte sich der eine oder andere
fragen, ob es nicht wichtigere Probleme
zu lösen gilt, als ein Stadion zu bauen.
Zumal die beiden Clubs ihr Spiele
seit Jahren im Letzigrund austragen
können.

Am 27. September kommen in der
Stadt Zürich zudem nicht weniger als
13 Vorlagen an die Urne: sechs städti-
sche, zwei kantonale und fünf eidge-
nössische. Die Frage über den Gestal-
tungsplan für das Projekt «Ensemble»
mit Stadion undWohnbauten rückt
gegenüber der städtischen Velorouten
initiative und der eidgenössischen
Begrenzungsinitiative in den Hinter-
grund. So könnten am Schluss doch
die Meinungen der Parteien den
Ausschlag geben. Dann nämlich, wenn
die Zürcherinnen und Zürcher beim
Abstimmen die Übersicht verlieren und
den Parolenspiegel zu Hilfe nehmen.

Der Stadion-Krampf
SP und AL haben die Nein-Parole beschlossen.
Kämpfen wollen sie aber nur halbherzig.

Gregor Poletti

Bisher ist die Schweiz für E-Biker ein
Paradies. Bussen müssen sie kaum
fürchten, Turbo-E-Biker dürfen mit
Tempo 45 herumdüsen, lediglich
ausgestattet mit Velohelm. Auf langsa-
meren Rädern können sie sogar ohne
Helm durch die Gegend fahren. In
Italien, Deutschland, Frankreich sind
die Vorschriften für die E-Biker we-
sentlich restriktiver: So müssen etwa
die schnellen E-Bike-Fahrer einen
Motorradhelm tragen. Die Gesetzge-
bung ist hierzulande viel zu lasch.

Und das ist sogar so gewollt. Der Bund
rühmt sich im Masterplan Elektromo-
bilität, dass «die Schweiz seit den
90er-Jahren zu den Pionieren auf
diesem Gebiet gehört». Je mehr
Restriktionen, desto schwieriger sei
die Förderung umzusetzen, sagte noch
vor zwei Jahren das zuständige Bun-
desamt für Strassen (Astra).

Jetzt zieht der Bund die Schraube an.
Das Astra versichert, man wolle damit
keinesfalls die Entwicklung der
E-Bikes abwürgen. Es gehe vielmehr
darum, den Verkehr sicherer zu ma-
chen und diese Verkehrsteilnehmer
besser zu schützen.Was die Sicherheit
im Verkehr anbelangt, sind die vorge-

schlagenen Massnahmen nachvoll-
ziehbar: Es ist richtig, dass die schnel-
len E-Bikes mit einem Tacho ausge-
rüstet werden müssen. So sind sie
Töfffahrern oder Automobilisten
endlich gleichgestellt. Und nur so
können Raser adäquat gebüsst wer-
den. In einer 30er-Zone können all
diese Fahrzeuge schlimme Unfälle mit
spielenden Kindern oder älteren
Passanten provozieren.

Beide Massnahmen schränken die
vernünftigen und verantwortungsvol-
len E-Biker nicht ein – es sind viel-
mehr sinnvolle Regelungen, um die
Sicherheit im Verkehr zu erhöhen.
Warum die Regeln nicht schon längst
eingeführt wurden, ist unverständlich.
Anders aber verhält es sich mit einer
Helmpflicht für die langsamen E-Bikes.
Es ist nicht nachzuvollziehen, warum
sie für Radfahrerinnen und Radfahrer
ohne elektrische Unterstützung nicht
gelten soll. Ist deren Leben weniger
wert? Oder stuft das Astra alle E-Biker
als potenzielle Rowdys ein?

Die Helmpflicht torpediert auch die
Bemühungen der Städte, mit elektri-
schen Publibikes den Verkehr in den
Zentren umweltfreundlicher zu ge-
stalten. Viele werden eher ins eigene
Auto oder ins Taxi steigen, statt immer

mit Helm unterwegs sein zu müssen,
um mal rasch auf ein Publibike zu
steigen.

Schliesslich handelt es sich bei dieser
neuen Vorschrift auch um einen
übermässigen Eingriff in die persönli-
che Freiheit. Klar, je mehr Velofahrer
mit einem Helm unterwegs sind, desto
weniger Schwerverletzte gilt es zu
beklagen. Und ähnliche Massnahmen
– wie etwa die Gurtentragpflicht –
retten Menschenleben.

Aber muss man den Menschen, vor
allem den unvernünftigen unter
ihnen, wirklich die Freiheit nehmen,
sich selbst zu gefährden? Dies im
Gegensatz zu Verkehrsvorschriften,
die einen Eingriff in die Freiheitsrech-
te rechtfertigen, weil sie wirksam sind
und vor allem andere Verkehrsteilneh-
mer schützen, etwa Tempobeschrän-
kungen oder Promillegrenzen.

Deshalb ist die Helmpflicht für
die langsamen E-Bikes übertrieben.
Der Kluge fährt mit Helm, der Dumme
geniesst den Fahrtwind ohne Helm,
riskiert aber sein Leben. Das ist auch
deshalb zu verantworten, weil der
volkswirtschaftliche Schaden, den
solche Unfälle verursachen, über-
schaubar ist.

Ausweitung der Helmpflicht ist übertrieben
Auf langsamen E-Bikes Helm, auf normalen Velos keiner? Das leuchtet nicht ein.
Die Vorschrift ist ein Eingriff in die persönliche Freiheit.

Der Bund verschärft die Vorschriften und will eine Helmpflicht auch für langsame E-Bikes. Foto: Getty Images

Der Ausgang der Volksabstimmung
vom 27. September über die Beschaf-
fung neuer Kampfflugzeuge ist offen.
Dies zeigt die erste Tamedia-Umfrage.
Demnach sagen bisher nur 50 Prozent
Ja zu neuen Kampfjets für maximal 6
Milliarden Franken. 47 Prozent sagen
Nein. Und nur eine kleine Minderheit
von 3 Prozent ist noch unentschlos-
sen.

Dieses erstaunlich knappe Verhältnis
zeigt, dass die Drohung, ein Nein zu
den Kampfjets sei gleichbedeutend
mit der Abschaffung der Armee, nicht
verfängt; denn drei von vier Schweize-
rinnen und Schweizern sagen Ja zur

Armee. Dies weist die beste Schweizer
Sicherheitsstudie aus, die jährliche
Erhebung «Sicherheit 2020» der ETH
Zürich. Die Gründe für die Skepsis
dürften sodann nicht bei der Armee zu
suchen sein. Denn diese treibt, zusam-
men mit der Beschaffungsbehörde
Armasuisse, das Projekt bisher pan-
nenfrei voran.

Die tieferen Gründe sind demnach
allein bei der Politik zu suchen.
Diese traut dem Stimmvolk keinen
Entscheid zu, wenn Evaluationsergeb-
nis und Typenentscheid vorliegen.
Gewollt ist lediglich ein Grundsatz
entscheid, ohne dass die Stimmenden

wissen, was ihr Ja genau bewirken
würde. Ein Ausweg aus diesem
Dilemma könnte die verbindliche
Aussage sein, ob die Schweiz ihre
strategische Zukunft in einem trans
atlantischen Rüstungsbündnis sieht
oder in einer neuen Partnerschaft mit
Nachbarn.

Nicht zu verfangen scheint auch die
Frauenpower, die Bundesrätin Viola
Amherd (CVP) und Jet-Pilotin Fanny
Chollet demonstrierten. Trotz klarem
Kampagnenfokus bleibt bisher unklar,
weshalb Frauen Ja stimmen sollen,
nur weil Frauen das Rüstungsprojekt
propagieren.

Glaubwürdige Sicherheitspolitik muss
– egal ob nun für Frau oder Mann –
argumentativ in die Tiefe zielen. Die
Politik hat die Folgen eines Neins bei
der Abstimmung klar aufzuzeigen.
Dem Stimmbürger sozusagen die
Pistole auf die Brust zu setzen und
ihm zu erklären, nur ein Ja sei mög-
lich, könnte hingegen zu einem Nein
führen.

Druck aufs Stimmvolk ist kontraproduktiv
Bei der Abstimmung über neue Kampfjets könnte es knapp werden. Nun ist die Politik in der Verantwortung.

DemStimmbürger
sozusagen die Pistole
auf die Brust zu setzen,
könnte zu einemNein
führen.

Kommentar

Beni Gafner
Inlandredaktor

In Corona-Zeiten
könnten sich viele
fragen, ob es nicht
Wichtigeres gibt, als
ein Stadion zu bauen.
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Und jetzt?

Ane Hebeisen

Wohnzimmerständchen
auf Youtube,Theater im
Streaming-Kanal, Kulturstätten
mit Abstandsmarkierungen,
Drive-in-Konzerte: Die
Corona-Krise hat ganz neue
Formen der Kulturproduktion
hervorgebracht. Hatten Sie
noch Lust, Kultur zu
konsumieren, Frau Künzi?
Ja klar hatte ich Lust! Platten,
Bücher, Podcasts, Filme. Ein Bal-
konkonzert werde ich vielleicht
gar selber noch organisieren.

Kultur vomBildschirm
des Computers:Wasmacht
dasmit Ihnen?
Es deprimiertmich.Obwohl: Ich
habe mit meinem SohnWacken
World Wide geguckt. Das fand
ich interessant, weil die Bands
sich auch ohne Publikum enga-
giert ins Zeug legten. Doch ein
Ersatz für ein Livekonzert ist das
ganz sicher nicht.

DerKulturbranchewird
vorgeworfen, sie habe die
Digitalisierung verschlafen und
bewege sich auf demNiveau
der Internet-Urzeit.Wurde die
Digitalisierungwährend der
Corona-Krise nicht sogar eher
entzaubert?
Digitalisierung entbindet uns
nicht davon, zu entscheiden,wel-
che Inhalte wir transportieren
wollen. Und Digitalisierung ist
nicht per se besser oder schlech-
ter, es ist eine andere Form. Sie
kann und muss Livedarbietun-
gen nicht ersetzen.

Pro Helvetia hat
Kulturschaffende animiert,
Projekte einzureichen, die
Alternativen zu herkömmlichen
Kulturproduktionen aufzeigen.
Die prämierten Eingaben
reichten vomvirtuellen
Konzertsaal über die Kunst
auf Plakatwänden bis zu
Streaming-Plattformen.
Revolutionär ist das nicht…
Ich weiss nicht, ob es revolutio-
när sein muss. Kulturschaffende
sind doch nicht per se alle Revo-
lutionäre, sondern Fachleute, die
im Stress sind, weil ihre Arbeit
wegbricht. Sie können und müs-
sen nicht in ein paar Wochen
supertrendy neue Formen erfin-
den. Sie müssen versuchen, ihre
Arbeit unter diesen erschwerten
Bedingungen weiterzuführen.
Stücke zu entwickeln, ohne zu
wissen, ob das Publikum kommt
und ob dieVeranstaltungen statt-
finden können. Das ist eigentlich
schon revolutionär genug.

Seit Mittwochwissenwir:
Grossveranstaltungen sollen
ab Oktoberwiedermöglich
sein.Allerdings unter strengen
Schutzauflagen und unter dem
Vorbehalt, dass Bewilligungen
auchwieder entzogenwerden
könnten,wenn sich die Lage
verschlechtert.Werwill unter
diesenVoraussetzungen noch
einen Grossevent organisieren?
Am Willen mangelt es sicher
nicht, aberklar, es ist sehr riskant.
Wie soll man beispielsweise ein
Theaterfestival konkret planen?
Nur schon die Quarantänebe-
stimmungen wechseln laufend.
Wird die belgische Gruppe über-
haupt einreisenkönnen?Muss sie

zuerst in Quarantäne? Was pas-
siert mit all den Verträgen,wenn
das Festival dann doch nicht
stattfinden kann? Die bereits ge-
druckten Plakate sind noch der
billigste Posten. Und auch wenn
es stattfindet: Die Umsetzung
eines guten Schutzkonzeptes ist
richtig teuer,weil personalinten-
siv.Die Planungsunsicherheit im
Veranstaltungsbereich istmassiv.

Also sind Grossanlässe in
nächster Zeit utopisch, trotz
der neuerlichen Lockerung?
Sie sind nicht utopisch, sie sind
schwierig. Aber es ist klar: Wir
müssen und wir werden uns an
ein Lebenmit demVirus gewöh-
nen. Auch im Kulturbereich.

Können Sie sich also ein Open
Airmit Schutzmasken und
Alkoholverbot vorstellen?
An das Rauchverbot in Beizen
haben wir uns auch gewöhnt.

Ein OpenAir Frauenfeldmit
nummerierten Sitzplätzen?
Warumnicht?Vielleicht nicht ge-
rade vor der Bühne, sondern
ganz hinten mit Blick auf die

Grossleinwand? Aber in erster
Linie werden Abstand, Masken-
pflicht und Contact-Tracing die
wichtigsten Massnahmen blei-
ben, auch bei Open Airs.

Der Bundesrat hat die Kultur
als «nicht systemrelevant»
eingestuft. Hat Sie
das überrascht?

Mir geht das Wort systemrele-
vant sowas von auf denWecker.
Relevant für welches System?
Ein Wirtschaftssystem, in dem
Gewinn das oberste Ziel ist? In
dem das überholte BIP für
Wohlstand steht? In demGross-
firmen Kurzarbeitsentschädi-
gung vom Staat beziehen und
ihren Aktionären gleichzeitig
Dividenden ausschütten? Und
was hat es der Pflege bisher ge-
nützt, dass sie netterweise als
systemrelevant bezeichnetwur-
de? Ausser Klatschen nicht viel.
Dawundert es mich nicht, dass
der Bundesrat sagt, Kultur sei
für dieses Wirtschaftssystem
nicht relevant, und dass das De-
partement Parmelin so grosse
Mühe bekundet, Kultur auch als
einen relevanten Wirtschafts-
faktor anzuerkennen.

Viele sehen die Kultur trotzdem
als übersubventioniertes,
entbehrliches Gut an.
Es gibt in der Schweiz rund
65’000 Kulturunternehmen mit
rund 225’000 Beschäftigten. Die
Wertschöpfung derKultur istmit
rund 5 Prozent gleich hoch wie

jene der Schweizer Tourismus-
branche.Dazu kommt der imma-
terielleWert, der sich eben nicht
direkt in Franken oder Prozen-
ten ausdrücken lässt. Ich sags ja,
das BIP alsMessgrösse fürWohl-
stand ist überholt.

Die Kulturszene ist in
Alarmbereitschaft.Man sagt
ihr einen Kahlschlag voraus,
weil viele Clubs,Theater- und
Konzertstätten den Betriebmit
eingeschränkter Besucherzahl
nicht lange durchhalten
werden. Sehen Sie auch
so schwarz?
Ja. Und das Schlimmste kommt
erst noch. Die Umsätze in der
Kulturbranche sind seitMärz fast
komplett weggebrochen. Und es
ist nicht ersichtlich, wann das
wieder besserwird.Was jetzt? Es
geht dabei ja nicht nur um die
Unterstützung der Kulturschaf-
fenden, sondern auch um den
Erhalt der Kultur an sich.

Kulturschaffende kriegen
Nothilfe vomVerband Suisse
Culture, es gibt eine
Entschädigung von Bund
und Kantonen für abgesagte
Veranstaltungen,
Kulturbetriebe können
zusätzlich Kurzarbeit und
Kredite beantragen. Das klingt
doch überzeugend?
Von der Ausfallentschädigung
haben viele Betroffene bisher
noch nichts gesehen. Und ihre
Reserven sind nach Monaten
ohne Einkommen aufgebraucht.
Die Kantone haben offenbar zu
wenigMittel, um 80 Prozent der
Ausfälle zu decken, wie es die
Verordnung eigentlich vorsieht.
Das bisher gesprochene Geld
reicht nicht.

Gehen Sie davon aus, dass viele
Künstler ihr krisenanfälliges
Lebensmodell hinterfragen
und sich andere Jobs suchen
werden?
Die Kulturschaffenden müssen
nicht ihr krisenanfälliges Le-
bensmodell hinterfragen, son-
dern Kulturarbeit muss sozial-
versichert werden. Kulturschaf-
fende in befristetenAnstellungen
zahlen ja Beiträge an dieArbeits-
losenversicherung, also ist es
doch nicht mehr als recht,wenn
sie in der Not auch davon profi-
tieren können.

Manwird also vermehrt
Kulturschaffende auf dem
Arbeitsamt antreffen.
Natürlich. Und ich möchte mir
das Gespräch zwischen dem
RAV-Berater und mir nicht vor-
stellen: «Ah, Frau Künzi, Sie sind
fünfzig und Sprach-Performerin!
Wow, toll! Ganz viele Firmen im
ersten Arbeitsmarkt suchen ge-
nau eine Frau wie Sie!»

Wir sprechen viel vomAngebot.
Was ist mit derNachfrage?
Werden die Leute jemalswieder
Kultur konsumierenwie zuvor?
Im Moment haben wohl noch
vieleMenschenAngst vorAnste-
ckung und meiden vermeintli-
cheHochrisikozonenwie Kultur-
und Sportanlässe.Aber dieThea-
ter- und Kulturveranstaltenden
sind sich ihrer Verantwortung
bewusst und setzen bereits jetzt
alles daran, das Publikum zu
schützen.

Auftrittsmöglichkeiten dürften
ein rares Gutwerden. Bands,
Musiker,Theaterschaffende
werden sich um diewenigen
Slots balgen und Einbussen
bei den Gagen in Kauf
nehmenmüssen.Wird der
Konkurrenzkampf in der
Kulturszene härterwerden?
Ja. Der ClubMoods setztmit sei-
nem Schutzkonzept beispiels-
weise nicht nur auf Tracing,
sondern auch auf Abstand. Da-
mit finden einnahmestarke
Eventswie Konzertemit stehen-
demPublikumoderPartys nicht
mehr statt. Das heisst 40 Pro-
zent weniger Konzerte und
80 Prozent weniger Publikum.
Das ist extrembrutal für dieMu-
sikerinnen, aber auch für das
übrige Personal wie Garderobe,
Service, Technik.

Auswirkungenwird dasVirus
auch auf die Kulturförderung
haben.Man rechnetmit
drastischen Sparmassnahmen.
Genau.Und diese Sparmassnah-
men werden die freie Szene un-
verhältnismässig hart treffen,
weil man bei den Kulturinstitu-
tionen mit Leistungsverträgen
offenbar nicht sparen kann. Eine
Sparquote von 10 Prozent, die al-
lein von der freien Szene getra-
gen werden muss, bedeutet fak-
tisch das Ende der freien Produk-
tionen.

Eswird zu Konflikten und
Verteilungskämpfen zwischen
Vertretern subventionierter
Häuser und der freien Szene
kommen?
Das wird hoffentlich nicht pas-
sieren, dennwir arbeiten gut zu-
sammen, und das soll so bleiben.

Wo stehenwir in einem Jahr?
Das Virus wird noch nicht weg
und ein Impfstoff noch nicht da
sein. Wir werden uns an Mass-
nahmen gewöhnt haben und
Masken tragen im Theater oder
Konzertsaal. Wir trauern um
unsere Festivals und Bühnen, die
es nicht geschafft haben undweg
sind. Wir trinken ein Bier und
planen unsere Ferien in der
Schweiz.

«Das Schlimmste kommt erst noch»
Interviewserie Die Branche wird von der Corona-Krise besonders arg gebeutelt. Wie wird das die Szene verändern?Wie sieht die
Veranstaltung der Zukunft aus? Droht die Selbstzerfleischung der Kreativen? Sandra Künzi von der Taskforce Culture blickt voraus.

Ohne Publikum: Sandra Künzi im leeren Tojo-Theater in der Berner Reitschule. Foto: Franziska Rothenbühler

Autorin und Performerin

Sandra Künzi, geboren 1969,
ist Autorin und Performerin und
zählt zur ersten Generation der
Schweizer Poetry-Slam-Szene.
Sie ist Präsidentin des Verbands
Theaterschaffende Schweiz,
Mitglied der Taskforce Culture
und Co-Organisatorin des Berner
Lesefestes Aprillen. Sie lebt und
arbeitet in Bern. (red)

Und jetzt?
Gespräche über Corona (4/6)

Die erste Covid-19-Welle ist vorbei.
Gleichzeitig ist ein Impfstoff, der
volle Immunität verspricht, in
weiter Ferne. Wir müssen uns also
mit dem Virus arrangieren. Das
wirft eine Reihe von Fragen auf.
Wir führen darüber Gespräche mit
führenden Spezialisten und
Praktikern, um zu debattieren,
worauf wir uns einstellen müssen
– und welche Fehler wir nicht
wiederholen dürfen. (red)

«An das
Rauchverbot
in Beizen haben
wir uns
auch gewöhnt.»


